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Richtlinien für 

die zukünftige Entwicklung: 

ZK-Vorschläge zum 8. Fünljahresplan 

und zum 10-Jahresprogramm

1 Einleitung

Nach einer langen Diskussion über die 

Grundzüge der wirtschaftlichen Ent­

wicklung und notwendiger wirtschafts­

politischer Maßnahmen wurden auf 

der mehrmals verschobenen 7.Plenar- 

tagung des XIII. Zentralkomitees En­

de Dezember die "Vorschläge des ZK 

der KPCh zur Ausarbeitung des Zehn­

jahresprogramms und des 8.Fünfjah- 

resplanes für die volkswirtschaftliche 

und gesellschaftliche Entwicklung" ver­

abschiedet.

Vor dem Hintergrund der aktuellen 

wirtschaftlichen Probleme und der 

Diskussion über die wirtschaftliche 

Entwicklungsrichtung in den 90er Jah­

ren, stellt sich die Frage, welche Richt­

linien für die wirtschaftliche Entwick­

lung den ZK-Vorschlägen zu entneh­

men sind. Im folgenden sollen die 

wichtigsten Aussagen in diesen Vor­

schlägen zur Entwicklung des Wirt­

schaftssystems, insbesondere zu den 

ökonomischen Koordinationsmecha­

nismen, zur Preis- und Industriereform 

und zur Beziehung zwischen Zentral­

regierung und Provinzen näher unter­

sucht werden. Da mit der Vorlage des 

Fünljahresplanes bis zur Tagung des 

Nationalen Volkskongresses im März 

oder April dJ. zu rechnen ist, wird auf 

die Bewertung der bisher nur in be­

schränktem Umfang vorgelegten Plan­

daten an dieser Stelle zunächst verzich­

tet.

2 Wirtschaftssystem und Koordina­

tionsmechanismen

Um zunächst den allgemeinen Stand 

der Reformposition in den ZK-Vor- 

schlägen in bezug auf Wirtschaftssy­

stem und Koordinationsmechanism 

aufzuzeigen, bietet sich ein Vergleich 

der Aussagen des Zentralkomitees 

zum 10-Jahresprogramm und zum 

8.Fünljahresplan mit dem im Septem­

ber 1985 vom ZK vorgelegten Reform­

vorschlägen zum 7.Fünfjahresplan an.1

Um die Modernisierungsziele bis zum 

Jahre 2000 zu erreichen, wird in den 

neuen ZK-Vorschlägen als eine der 

wichtigsten Voraussetzungen der Auf­

bau von Operationsmechanismen und 

eines Wirtschaftssystems genannt, das 

der Entwicklung der auf staatlichem 

Eigentum basierenden sozialistischen 

geplanten Warenwirtschaft angepaßt 

ist und die Planwirtschaft und Markt­

regulierung verbindet.

Die hier dargelegte Beschreibung des 

Wirtschaftssystems als "sozialistische 

geplante Warenwirtschaft" (shehui 

zhuyi jihua shangpin jingji) steht für 

die Tradition der seit Anfang der 80er 

Jahre im Sinne einer Verbindung von 

Plan und Marktelementen benutzten 

Definition für das gemischte Wirt­

schaftssystem Chinas. Der Unterschied 

zu den ZK-Vorschlägen von 1985, in 

dem vom "sozialistischen geplanten 

Warenmarkt" (you jiahua de shangpin 

jingji) gesprochen und der Aufbau ei­

nes "neuen sozialistischen Wirtschafts­

systems mit chinesischen Merkmalen" 

(you zhongguo tese de xinxing shehui 

zhuyi jingji tizhi) gefordert wird, ist nur 

graduell. Allerdings wird durch die 

nunmehr in den neuen ZK-Vorschlä­

gen vorgelegte nähere Definition des 

Begriffes "Sozialismus mit chinesischen 

Merkmalen" die Dominanz der soziali­

stischen Eigentumsform und die Rolle 

der staatlichen Planung als übergeord­

neter Koordinationsmechanismus be­

tont. In den Prinzipien, durch die die­

ser Sozialismus beschrieben wird, heißt 

es dazu u.a.:

Festhalten an einer Eigentumsstruk­

tur mit dem sozialistischen Gemein­

eigentum als Hauptform und unter­

schiedlichen Eigentumsformen, Ent­

faltung der nützlichen und ergän­

zenden Funktion der individuellen 

und privaten Wirtschaft sowie ande­

rer Wirtschaftsformen in der durch 

öffentliches Eigentum gekennzeich­

neten Wirtschaft; Stärkung der rich­

tigen Verwaltung und Leitung dieser 

Bereiche.

Deutlich wird diese Betonung auch in 

den Aussagen der neuen ZK-Vor- 

schläge zur "Grundrichtung bei der 

Vertiefung der Reform des Wirt­

schaftssystems". So sollen bei der Ver­

bindung von Plan und marktlichen 

Elementen folgende vier Prinzipien 

berücksichtigt werden:

1. Die Planwirtschaft ist in der Lage, 

eine proportionale gesamtwirt­

schaftliche Entwicklung und eine 

rationale Ressourcenverteilung zu 

realisieren, während der Markt die 

Funktion eines Selektionsmecha­

nismus übernehmen und die wirt­

schaftliche Entwicklung beschleu­

nigen kann. Die Vorteile beider 

Koordinationsmechanismen sollen 

verbunden werden, um ein ausrei­

chendes, stetiges und harmonisches 

Wachstum zu erreichen.

2. Die Planwirtschaft beschränkt sich 

nicht auf die imperative Planung 

[zhiling jihua], sondern auch die in­

dikative Planung [zhidao jihua] 

zählt dazu. Im Verlauf der Vertie­

fung der Wirtschaftsreform, der 

Verbesserung der Wirtschaftsstruk­

tur und der weiteren Entwicklung 

von Märkten soll der Umfang der 

Direktivpläne zugunsten von Indi­

kativplänen weiter beschränkt und 

die Regulierung durch den Markt 

vergrößert werden. Bei der Pla- 

nung(sverwaltung) muß das Prinzip 

der proportionalen Wirtschaftsent­

wicklung sowie das Gesetz von An­

gebot und Nachfrage berücksichtigt 

werden. Die Funktion des Marktes 

als Koordinationsmechanismus soll 

sich im Rahmen der staatlichen 

Gesamtplanung und der gesetzli­

chen Bestimmungen entfalten.

3. Insgesamt sollen über den Plan das 

gesamtwirtschaftliche Angebot und 

die Nachfrage, die Readjustierung 

und die Aufteilung der Wirtschafts­

struktur und "andere wichtige Auf­

gaben" koordiniert werden, wäh­

rend die Funktion des Marktes in 

den Bereichen der rountinemäßi- 

gen Produktions- und Ablaufent-
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Scheidungen in den Unternehmen, 

bei der technischen Umgestaltung, 

kleineren Investitionsprojekten und 

ähnlichen wirtschaftlichen Aktivitä­

ten eingesetzt werden soll.

4. Zu den Hauptaufgaben der staatli­

chen Wirtschaftsverwaltung zählt 

die Ausarbeitung rationaler ge­

samtwirtschaftlicher Entwicklungs­

pläne und Programme, Bestim­

mung makroökonomischer Ziele, 

Festlegung der Industrie- und Re­

gionalpolitik und anderer wirt­

schaftspolitischer Maßnahmen so­

wie die Herstellung von Gleichge­

wichten, Anpassung der Proportio­

nen und die Regulierung und Kon­

trolle durch rechtliche und admini­

strative Mittel.

Insgesamt bleibt der aktuelle Stand der 

Reformposition in den neuen ZK-Vor­

schlägen hinsichtlich der Einführung 

von Marktmechanismen hinter den be­

reits 1985 formulierten Reformzielen 

zurück, da in den Vorschlägen der 

Markt stärker nur als Instrument be­

nutzt wird, um die Transaktionskosten 

der Planung zu reduzieren. Die mei­

sten übrigen Grundaussagen sind 

schon in den ZK-Vorschlägen von 1985 

zu finden. So wird in beiden Vorschlä­

gen davon ausgegangen, daß durch die 

Verbindung von Plan und marktlichen 

Elementen ein "ausreichendes, stetiges 

und harmonisches Wachstum" der Ge­

samtwirtschaft erreicht werden kann. 

Dahinter steht die Vorstellung, daß die 

Nutzung der Vorteile beider Koordina­

tionsmechanismen zu den besten Er­

gebnissen führen wird. Durch die Re­

gulierung des Marktmechanismus, 

über Manipulation von Investitions­

krediten, Amortisationsraten, Ab­

schreibungen, Zinsraten, Preisen, 

Lohnstrukturen und anderen makro­

ökonomischen Kontrollmechanismen, 

sollen nicht spontane ökonomische 

Prozesse initiiert werden, sondern kon­

trollier- und steuerbare, die das "Cha­

os" der marktwirtschaftlichen Systeme 

vermeiden soll und die nach dem chi­

nesischen Wirtschaftswissenschaftler 

Ma Hong eine "Überlegenheit des so­

zialistischen Systems" darstellt.2

Der naive Glaube in die harmonische, 

sich gegenseitig korrigierende Dualität 

von Plan und Markt kann mit Kornai 

vor dem Hintergrund der Erfahrungen 

mit Teilreformen in den osteuropäi­

schen Ländern kritisiert werden. Nach 

Kornai hätten bereits die frühen Re­

former bei der Vorstellung einer opti­

malen Kombination von zentraler Pla­

nung und Marktmechanismus nicht die 

Überlegung berücksichtigt, daß auch 

die Nachteile beider Koordinationsme­

chanismen Zusammenwirken und da­

mit die schlechteste Situation eintreten 

könnte. So resultierte aus der dualen 

Abhängigkeit, einerseits über vertikale 

bürokratische Beziehungen und ande­

rerseits über horizontale Beziehungen 

bzw. Märkte, daß die Unternehmen 

nicht mehr eindeutige Verhaltenssig­

nale erhielten und weder auf Marktan­

reize noch auf bürokratische Anwei­

sungen reagierten. Selbst bei der Aus­

weitung der Rolle des Marktes im 

Rahmen einer Teilreform sieht Kornai 

die Funktionsfähigkeit dieses Mecha­

nismus durch das Beharrungsvermö­

gen der Planbürokratie gefährdet, die 

bürokratische Interventionen als be­

herrschende Koordinationsform

durchsetzen und die Wirkung des 

Marktmechanismus damit schwächten. 

Daß diese Gefahr auch in China be­

steht, kann aus der Stellungnahme Ma 

Hongs abgelesen werden: Zwar soll die 

Realisierung der staatlichen Pläne 

hauptsächlich durch die ..."Regulierung 

von Marktparametern wie von Zinssät­

zen, Preisen, Wechselkursen und Zoll­

tarifen und durch die Leitung der Be­

triebe und anderer Wirtschaftseinhei­

ten" erfolgen, doch "wenn nötig, sind 

selbstverständlich unmittelbare admi­

nistrative Eingriffe auch nicht auszu­

schließen".3

Zwar wird von offizieller chinesischer 

Seite auf die Reduzierung der impera­

tiven und indikativen Planung hinwie­

sen. So wird betont, daß im industriel­

len Sektor 1984 noch 120 Produkte und 

1989 nur 58 Produkte der Imperativ­

planung unterlagen und ihr Anteil am 

industriellen Bruttoproduktionswert im 

gleichen Zeitraum von 40% auf unter 

10% gesunken sei. Auch der Anteil der 

zentral zugeteilten Produkte habe sich 

von 259 Gütern und Materialien im 

Jahre 1979 auf 19 im Jahre 1989 ver­

ringert; außerdem sei der Anteil der 

zentral eingesetzten Investitionen an 

den gesamten staatlichen Investitionen 

von 40% im Jahre 1984 auf 15,7% im 

Jahre 1989 gesunken.4 Diese Entwick­

lung kann jedoch nicht mit einer Aus­

weitung des Marktmechanismus 

gleichgesetzt werden. Denn admini­

strative Eingriffe, insbesondere der lo­

kalen Verwaltungseinheiten in Wirt­

schaftsentscheidungen der Unterneh­

men und landwirtschaftlichen Produ­

zenten, die nicht vom übergeordneten 

gesamtwirtschaftlichen Interesse be­

stimmt sind, verhindern die Anpassung 

an Marktsignale. Sie führen aber auch 

dazu, daß "gesamtwirtschaftlich ratio­

nale" Pläne aufgrund lokaler Interes­

sen nicht durchgesetzt werden. Ein 

Beispiel hierfür ist die gesamtwirt­

schaftliche Investitionsrate, die für die 

Periode des ö.Fünfjahresplanes auf 5% 

festgelegt war, während tatsächlich 

11% realisiert wurden und für den 

Zeitraum des 7.Fünfjahresplanes 7% 

betragen sollte, aber 11,4% erreicht 

wurden.5 Ein weiteres Beispiel ist die 

Ausweitung der Kredite über die in 

den gesamtwirtschaftlichen Plänen 

vorgegebenen Ziele hinaus durch 

Druck lokaler Verwaltungseinheiten 

auf die "Spezialbanken".6

Insgesamt wird die administrative In­

tervention als dominanter Koordina- 

tionsmechanismus so lange weiter 

fortbestehen, als das duale Preissystem 

und "sozialistische Eigentumsstruktu­

ren" als Machtbasis der lokalen Ver­

waltung diskretionäre Handlungsspiel­

räume erlauben. Das Problem der op­

timalen "Verbindung von Plan und 

Markt" ist damit eng verbunden.

Bevor auf die ZK-Vorschläge zum Be­

reich der Preisreform näher eingegan­

gen wird, ist ein weiterer Aspekt er­

wähnenswert, der als Maßstab des Re­

formwillens benutzt werden kann. 

Während in den ZK-Vor schlügen für 

den 7 .Fünfjahresplan als erstes Prinzip 

und als erste Richtlinie das "Festhalten 

an der Reform und wechselseitige An­

passung und Förderung von Reform 

und Aufbau" genannt wurde, heißt es 

nunmehr an dieser Stelle: "Festhalten 

an der demokratischen Diktatur des 

Volkes unter Führung der Arbeiter­

klasse und auf der Basis des Arbei- 

ter-Bauem-Bündnisses...Damit wird 

der Bedeutung der Reform nicht die 

Priorität eingeräumt, wie dies noch 

1985 der Fall war.

3 ZK-Vorschläge zur Preisreform

Steigende Inflationsraten von offiziell 

7,3% im Jahre 1987 und 13% im

1. Halbjahr 1988, nach ausländischen 

Schätzungen sogar von 30-40% bis 

Mitte 1988, führten zu sozialer Instabi­

lität und erhöhten den Druck der kon­

servativen Vertreter in Partei und Re­

gierung auf die Befürworter einer stär­

ker marktorientierten Reform. Die 

krisenhafte Wirtschaftsentwicklung, die 
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auch durch eine extrem hohe Wachs­

tumsrate der Industriegüterproduktion 

von 17% im l.Halbjahr 1988 und eine 

unkontrollierte Ausweitung der Geld­

menge charakterisiert war, verschärfte 

sich mit der Ankündigung weiterer 

Preisfreigaben durch den damaligen 

Parteichef Zhao Ziyang im August 

1988, die einen großen Teil der Bevöl­

kerung zur Abhebung ihrer Spareinla­

gen und Panikkäufen veranlaßte. Vor 

diesem Hintergrund beschloß das Zen­

tralkomitee Ende September 1988 ein 

wirtschaftliches Konsolidierungspro­

gramm für die folgenden zwei Jahre. 

Die Priorität wurde auf die Readjustie- 

rung der Wirtschaft gelegt und weitere 

Preisreformen auf die "nächsten fünf 

oder mehr Jahre" verschoben.7

In den letzten Jahren haben sich die 

mit verzerrrten Preisstrukturen, dem 

dualen Preissystem und den offenen 

und versteckten Subventionen verbun­

denen Probleme weiter verschärft.

Staatlich fixierte Preise für Rohstoffe, 

die die tatsächlichen Knappheiten 

nicht widerspiegeln, führten zu einer 

steigenden Ressourcenverschwendung. 

Beispielsweise liegt trotz Energie­

knappheit die Energienutzungsrate 

nach offiziellen Angaben in China bei 

30%, während diese sogar in der 

UdSSR 40% beträgt und in den USA 

und Japan 50%. Für die Erstellung des 

Pro-Kopf-Bruttosozialprodukts benö­

tigt China 5,3mal soviel Energie wie 

Japan, 2,3mal so viel wie die USA und 

l,7mal so viel wie die UdSSR. Insge­

samt wird von einer Verschwendung 

von 300 Mio.t Energieeinheiten (in 

Standard-Kohleeinheiten) bzw. 30% 

der gesamten Energieproduktion aus­

gegangen.8 Während niedrige staatli­

che Verkaufspreise an die Industrie ei­

ne effiziente Energienutzung in den 

Unternehmen verhindern, erschweren 

niedrige staatliche Aufkaufpreise den 

energieerzeugenden Unternehmen, 

ausreichende Investitionen in die Mo­

dernisierung und Produktionsauswei­

tung durchführen zu können.9

Insgesamt sieht das sogenannte "Dop­

pelgleis-Preissystem" im Industriesek­

tor sowohl für den Input als auch fin­

den Output der Unternehmen ver­

schiedene Preise vor. So erhalten die 

staatlichen Unternehmen einerseits ei­

nen Teil ihrer Inputs zu festgelegten 

Preisen, die unter den Marktpreisen 

liegen, und können zusätzliche Inputs 

auf dem Markt nachfragen. Anderer­

seits müssen die Unternehmen einen 

Teil ihrer Produktion zu niedrigen 

Preisen an den Staat abliefern und 

können Überplanmengen zu Markt­

preisen verkaufen. Zwar hatte dieses 

Doppelgleis-Preissystem zusammen 

mit der Reduzierung des Anteils der 

zentral geplanten Produkte und Preise 

bestimmte positive Wirkungen, so z.B. 

auf die Ausweitung und qualitative 

Verbesserung der Produktion, räumte 

den Betrieben größere Selbständigkeit 

ein bei der Anpassung an den Bedarf 

und führte zur Entwicklung von Pro­

duktionsgütermärkten. Einen negati­

ven Einfluß hatte dieses Preissystem 

jedoch auf die Planerfüllung, da die 

Betriebe einen Anreiz hatten, ihre 

außerplanmäßige Produktion auszu­

weiten, um sie zu höheren Marktprei­

sen verkaufen zu können. Bestehende 

Unterschiede zwischen diesen Preisty­

pen führten auch dazu, daß staatlich 

zugeteilte Planmengen in größerem 

Umfang über Schwarzmärkte weiter­

verkauft wurden und sich die Korrup­

tion verstärkte. Außerdem stieg die 

Vorratshaltung der Unternehmen 

überdurchschnittlich und führte auf­

grund der steigenden Nachfrage zur 

Erhöhung der Preise. Das Nebenein­

ander von Plan- und Marktpreisen 

brachte Informationsverzerrungen und 

als Folge davon betriebswirtschaftlich 

falsche Entscheidungen mit sich. Wei­

terhin war das Doppelgleis-Preissy­

stem auch mit einer Benachteiligung 

für einen Teil der mittleren und gro­

ßen staatlichen Unternehmen verbun­

den, die einen höheren Anteil ihrer 

Produkte an den Staat verkaufen muß­

ten und deshalb niedrigere Gewinne 

erzielen konnten. Gleichzeitig wirkte 

sich für diese Betriebe die Steigerung 

der Produktionsmittelpreise auf den 

Märkten besonders negativ aus, da oft 

die staatlich zugeteilten Inputmengen 

nicht in ausreichender Menge geliefert 

wurden und sie einen steigenden An­

teil zu Marktpreisen kaufen mußten.10

Vor diesem Hintergrund und mit der 

fehlenden Anpassung der Betriebe an 

steigende Kosten und an eine sich ver­

ändernde Nachfrage, vergrößerten sich 

die Verluste vieler Staatsbetriebe. Als 

Folge dieser Entwicklung erhöhten 

sich die aus dem Staatsbudget gezahl­

ten Subventionen für die Verluste der 

Industriebetriebe von 32,48 Mrd. Yuan 

im Jahre 1986 auf 59,98 Mrd. Yuan im 

Jahre 1989. Der prozentuale Anteil 

dieser Subventionen an den Staatsein­

nahmen stieg damit im angegebenen 

Zeitraum von 14,4% auf 20,5%.11

Ähnlich wie in der Industrie gibt es 

auch im landwirtschaftlichen Bereich 

ein duales Preissystem, das auf der ei­

nen Seite niedrige Aufkaufpreise für 

den an den Staat abzuliefernden Teil 

der Produktion, insbesondere Getrei­

de, ölhaltige Pflanzen und Baumwolle, 

und Marktpreise für Überschußpro­

dukte und solche Produkte vorsieht, 

die nicht der staatlichen Planung un­

terliegen. Auf der anderen Seite be­

steht ein System der zentralen Zutei­

lung landwirtschaftlicher Inputs wie 

Dünger, Pestizide, Saatgut etc. zu ei­

nem Vorzugspreis, der jedoch an die 

Erfüllung der Lieferverpflichtung ge­

bunden ist. Märkte für diese Inputs 

existieren nur in beschränkten Aus­

maß, dagegen existieren Schwarzmärk­

te mit hohen Preisen.

Die dualen Preisstrukturen für land­

wirtschaftliche Produkte stellen unter­

schiedliche Handlungsanreize für die 

Bauern dar und führten in den vergan­

genen Jahren dazu, daß beispielsweise 

die Durchsetzung der staatlichen An­

bauplanung und der Aufkaufsverträge 

für Getreide immer schwieriger wurde. 

Das geringe Interesse der Bauern an 

der Getreideproduktion und dem Ver­

kauf an staatliche Aufkaufstationen ist 

auch darauf zurückzuführen, daß die 

Bauern seit 1985 nicht mehr einen 

steigenden Anteil ihrer Produktion zu 

Überquotenpreisen verkaufen können. 

Statt einer garantierten Prämie für zu­

sätzliche Produktionssteigerungen soll­

te nach der Einführung des vertragli­

chen Aufkaufs die Überschußproduk­

tion auf dem Markt bzw. an den Staat 

zu Marktpreisen verkauft werden. Da 

jedoch durch administrative Eingriffe 

der Marktpreis künstlich niedrig gehal­

ten wurde bzw. bis zur Erfüllung zu­

sätzlicher Getreideverkäufe an den 

Staat die Getreidemärkte geschlossen 

wurden, konnten die Bauern für ihre 

Produktionsüberschüsse nur einen ge­

ringeren Preis als zuvor erzielen.12 

Nach der Rekordernte des letzten Jah­

res fielen die Marktpreise wie bereits 

im Jahre 1989 deutlich und der zusätz­

liche staatliche Aufkauf zum sogenann­

ten "Schutzpreis" (baohu jia) konnte in 

vielen Gebieten aufgrund knapper Fi­

nanzmittel nicht realisiert werden, so 

daß die Aufkaufstationen Getreide 

zum niedrigeren Marktpreis ankauften. 

13 Neben den relativ geringen Auf­

kaufpreisen, den Problemen beim 

Verkauf ihrer Produkte aufgrund 

mangelnder Lagerkapazitäten und 

knapper finanzieller Mittel, reduzier­
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ten die steigenden Inputpreise das In­

teresse der Bauern am Feldanbau. Seit 

1984 stiegen diese Preise deutlich; für 

bestimmte Düngersorten erhöhten sich 

die offiziellen Preise von 450 Yuan/t 

im Jahre 1984 auf ca. 700 Yuan/t im 

Jahre 1988 und auf Schwarzmarktprei­

se von 1.000 Yuan/t.14 Mit der Zu­

nahme der Inputpreise sanken die Ge­

winne der Bauern. Während beispiels­

weise im Jahre 1984 der Gewinn im 

Weizenanbau pro Flächeneinheit Mu 

36,4 Yuan ausmachte, betrug dieser 

1988 nur noch 28,45 Yuan [die Input­

preise erhöhten sich gleichzeitig von 

35,43 auf 40,21 Yuan]. Insgesamt stieg 

der Preisindex für landwirtschaftliche 

Inputs im Jahre 1988 auf 116,2 und im 

Jahre 1989 auf 118,9; besonders die 

Preise von chemischen Dünger [Index 

1988: 118,6; 1989: 117,3] und von Pesti­

ziden [Index 1988: 131,6; Index 1989: 

135,8] stiegen.15

Die seit Beginn der 80er Jahre durch­

geführten Erhöhungen der staatlichen 

Aufkaufpreise für landwirtschaftliche 

Produkte führten zu einer zunehmen­

den Belastung des Staatsbudgets, da 

die Preiserhöhung nicht auf die städti­

schen Konsumenten abgewälzt wurde. 

Zwischen 1981 bis 1989 stiegen allein 

die Preissubventionen für Getreide, 

Baum wolle und Speiseöl von 

14,22 Mrd. Yuan auf 25,95 Mrd. Yuan 

und einschließlich der Preissubventio­

nen für Fleisch auf 37,03 Mrd. Yuan; 

für 1990 belaufen sich die Preissubven­

tionen auf 40,558 Mrd. Yuan.16

In welchem Ausmaß die staatlich fest­

gesetzten niedrigen Aufkaufpreise 

landwirtschaftlicher Produkte eine re- 

distributive Funktion besitzen, wird 

beispielsweise durch den Unterschied 

zwischen dem Getreideaufkaufspreis 

und dem Wiederverkaufspreis für die 

städtische Bevölkerung sichtbar. Ei­

nem Bericht der Getreidebehörde Bei­

jings nach beträgt der subventionierte 

Getreidepreis für die städtischen Ein­

wohner 0,37 Yuan pro kg Weizenmehl, 

während der tatsächliche Preis 1,68 

Yuan/kg ausmacht. Die Regierung 

subventioniert den Preis mit rund 0,60 

Yuan/kg und die Bauern über die nie­

drigen Aufkaufpreise ebenfalls mit 0,60 

Yuan/kg. Im Durchschnitt belief sich 

die Belastung für die Bauern pro Kopf 

auf 58 kg Getreideablieferung und pro 

Kopf mußte der Staat für jeden städti­

schen Einwohner 150 Yuan als Sub­

vention aufbringen. Die gesamte Sub­

ventionszahlung für Getreide und

Speiseöl beträgt in Beijing beispiels­

weise 300 Yuan pro Einwohner. Dies 

ist auch vor dem Hintergrund zu be­

rücksichtigen, daß aufgrund der verän­

derten Ernährung der tatsächliche in­

dividuelle Getreideverbrauch nur 75% 

der an die städtischen Einwohner zu­

geteilten Getreideration ausmacht und 

der Handel mit Getreidecoupons weit 

verbreitet ist.17

Untersuchungen aus dem Jahre 1987 

zeigen, daß die Preissubventionen für 

landwirtschaftliche und Nebengewer­

beprodukte als "versteckte Einkom­

men" durchschnittlich 9,04% des mo­

netären Gesamteinkommens der städ­

tischen Haushalte ausmachen. Dar­

über hinaus bestehen Preissubventio­

nen der lokalen Regierungseinheiten, 

die auf rund 15 Mrd. Yuan und regio­

nal unterschiedlich auf 5-8% einge­

schätzt werden. Zusammen mit Preis­

subventionen für landwirtschaftliche 

und Nebengewerbeprodukte existieren 

inzwischen 120 subventionierte Güter 

und Dienstleistungen, deren Umfang 

mit steigenden Einkommen zugenom­

men hat.18

Wenn zu den Transferleistungen au­

ßerdem noch die Subventionen für 

Wohnungen und Altersversorgung hin­

zugerechnet werden, so gehen Schät­

zungen von Subventionen in Höhe 

von mindestens 50% des gesamten 

monetären Einkommens der Haushal­

te aus.19

Die steigenden Subventionen für die 

Versorgung der städtischen Bevölke­

rung und die staatlichen Verlustbetrie­

be, die 1989 insgesamt 33,2% der ge­

samten Staatseinnahmen ausmachten 

und für 1990 noch höher eingeschätzt 

werden, binden Finanzmittel, die die 

Regierung für Investitionen im Infra­

strukturbereich und Bildungswesen 

einsetzen könnte.

Die Notwendigkeit, Preisreformen 

durchzuführen, wird auch in den ZK- 

Vorschlägen zum 8.Fünfjahresplan und 

zum 10-Jahresprogramm betont, je­

doch soll die Preisreform "aktiv" (jiji) 

und "stabil/sicher" (wentuo) durchge­

führt werden und alle Interessen be­

rücksichtigen.

Nach den ZK-Vorschlägen soll das 

Ziel der Reform der Aufbau und die 

Vervollständigung rationaler Preisbil­

dungsmechanismen und Preisverwal­

tungssysteme sein:

Die Preise einiger für das Leben der 

Bevölkerung wichtiger Produkte und 

Dienstleistungen sollen durch den 

Staat verwaltet werden, während 

schrittweise für die übrigen Produk­

te und Dienstleistungen Marktpreise 

gelten sollen. Im Verlauf des 8.Fiinf- 

jahresplanes sollen weitere Fort­

schritte bei der Reduzierung des 

Umfangs staatlich festgelegter Prei­

se und Vergrößerung des Anteils 

durch Marktmechanismen bestimm­

ter Preise gemacht werden. Der 

Schwerpunkt der Preisreform soll 

auf der Anpassung der wichtigen 

Kapitalgüterpreise, der Erhöhung 

der Getreideaufkaufspreise und 

-Verkaufspreise für die städtische 

Bevölkerung liegen. Außerdem sol­

len schrittweise die Preise für ein­

fache Verarbeitungsprodukte mit im 

allgemeinen ausgeglichener Ange­

bots- und Nachfragesituation, für 

Produkte und dauerhafte Konsum­

güter mit relativ flexibler Angebots­

und Nachfragesituation und für an­

dere nicht-lebensnotwendige Pro­

dukte freigegeben werden. Bei der 

Abschaffung des Doppelgleis-Preis­

systems für Kapitalgüter soll die ge­

naue Situation unterschiedlicher Gü­

ter berücksichtigt werden; einige 

Güter sollen schrittweise den Welt­

marktpreisen angepaßt werden.

Die Durchführung der Preisreform soll 

nach den ZK-Vorschlägen folgenden 

Prinzipien folgen:

1. Die Preisreform muß aktiv und 

vorsichtig realisiert und der richtige 

Zeitpunkt ausgewählt werden; die 

Preiserhöhungen müssen im Hin­

blick auf das von der Bevölkerung, 

den Betrieben und den staatlichen 

Finanzen tragbare Ausmaß kon­

trolliert werden.

2. Um günstige wirtschaftliche und 

soziale Bedingungen für die Preis­

reform zu schaffen, muß die gesell­

schaftliche Nachfrage streng kon­

trolliert und ein Gleichgewicht zwi­

schen gesamtwirtschaftlicher Nach­

frage und Angebot aufrechterhal­

ten werden.

3. Während der Preisanpassung der 

Grundprodukte müssen Maßnah­

men zur Absorbierung eines Teils 

der Preiserhöhungen durch die Un­

ternehmen ergriffen werden, damit 

sich nicht die Preise aller Güter im 

selben Umfang erhöhen und damit 

die irrationale Preisstruktur beibe­

halten wird.
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4. Das Problem, das die Verkaufs­

preise für landwirtschaftliche und 

Nebengewerbeprodukte unter den 

Aufkaufpreisen hegen, muß gelöst 

werden; die realen Einkommen der 

städtischen und ländlichen Bevöl­

kerung sollen geschützt werden.

5. Während der Preisanpassung und 

-reform sollen schrittweise die 

staatlichen Subventionen reduziert 

werden.

In diesen Grundaussagen zur Preisre­

form wird das Dilemma deutlich, in 

dem sich die Regierung befindet. Ei­

nerseits werden Preisreformen vor 

dem Hintergrund der drängenden 

Probleme unvermeidbar und als not­

wendig anerkannt, andererseits will die 

Regierung die grundlegende Preissta­

bilität und damit die soziale Stabilität 

erhalten und die Interessen der durch 

die Preisreform betroffenen Unter­

nehmen und Konsumenten schützen. 

Die Erfahrungen im letzten Jahr zei­

gen jedoch, daß diese "Stabilität’' im­

mer teurer wird. So konnte die als 

"größte wirtschaftliche Errungenschaft 

Chinas im Jahre 1990" gepriesene Re­

duzierung des Anstiegs der Einzelhan­

delspreise auf 2,1% gegenüber dem 

Vorjahr [Preisanstieg 1988:18,5%, 

1989:17,8%] selbst nach offiziellen An­

gaben nur dadurch realisiert werden, 

daß "...Regierungen aller Ebenen eine 

große Summe für Preisstützungen zur 

Verfügung gestellt haben".20 Dies be­

deutet, daß neben den 40,558 Mrd. 

Yuan an Preissubventionen aus dem 

zentralen Staatsbudget schätzungswei­

se 20 Mrd. Yuan aus den lokalen Re­

gierungshaushalten notwendig waren, 

um diese "Preisstabilität" herzustellen, 

abgesehen von den über 60 Mrd. 

Yuan, die auch im letzten Jahr für den 

Ausgleich von Verlusten der Staatsbe­

triebe eingesetzt werden mußten.

4 ZK-Vorschläge zur Reform der 

staatlichen Betriebe

Zu den wichtigsten und immer drän­

gender werdenden Problemen zählt 

auch die Reform der staatlichen Indu­

striebetriebe, die von der Regierung 

als "Rückgrat der Wirtschaft bezeich­

net werden. Obwohl 1989 nur 1,3% der 

gesamten Industriebetriebe staatliche 

Unternehmen waren, beschäftigten sie 

68,6% der gesamten Beschäftigten im 

Industriesektor und erwirtschafteten 

56,1% des industriellen Bruttoproduk­

tionswertes im Jahre 1989.21

Ziel der Mitte der 80er Jahre im städ­

tischen Industriesektor begonnenen 

Reformen war es, die Entscheidungs­

rechte der Betriebe über Produktions­

und Absatzaktivitäten sowie Investitio­

nen und Personalpolitik zu vergrößern, 

um ihnen einen effizienten Einsatz ih­

rer Ressourcen und Anpassung an die 

Marktnachfrage zu ermöglichen. Ähn­

lich wie in der Landwirtschaft wurde 

auf der Basis der Trennung von Eigen­

tums- und Entscheidungsrecht ein 

Verantwortungssystem der Betriebslei­

ter entwickelt, die im Rahmen der 

staatlichen Gesamtplanung betriebs­

wirtschaftliche Entscheidungen treffen 

sollten.

Die Durchsetzung einer autonomen 

Untemehmenspolitik war aber unter 

den Bedingungen administrativer und 

politischer Interventionen in betriebs­

wirtschaftliche Entscheidungen nicht 

möglich. Die lokalen Verwaltungsein­

heiten, die sich als "eigentliche Eigen­

tümer" der staatlichen Betriebe verste­

hen und andererseits abhängig von den 

Steuerzahlungen dieser Unternehmen 

sind, verhinderten eine Anpassung der 

Betriebe an veränderte Kosten- und 

Nachfragestrukturen. So waren z.B. 

Produktivitätssteigerungen über Ent­

lassungen nicht möglich, selbst unren­

tabel wirtschaftende Unternehmen 

wurden unterstützt, wobei auf die loka­

len Kreditinstitute politischer Druck 

für die Kreditvergabe an solche Unter­

nehmen ausgeübt wurde und für solche 

Investitionsprojekte, die aus betriebs­

wirtschaftlicher Sicht nicht effizient 

waren. Andererseits wurden Unter­

nehmen, die unter den Restriktionen 

unvollkommener Märkte versuchten, 

rentabel zu arbeiten, durch verzerrte 

Preisstrukturen sanktioniert. Da in 

manchen Unternehmen die Betriebs­

leiter von der Belegschaft gewählt 

wurden, verlagerte sich dort das Un­

ternehmenziel auf die Maximierung 

der Löhne, Gehälter und Zusatzlei­

stungen für die Beschäftigten. Da Ra­

tionalisierungsentscheidungen zu Kon­

flikten mit den Beschäftigten und loka­

len Verwaltungsbehörden führte, wa­

ren die Betriebsleiter außerdem eher 

geneigt, der Sicherung ihrer eigenen 

Einkommen Priorität einzuräumen.22

Unter den Bedingungen einer verän­

derten Marktnachfrage und dem ex­

tremen Anstieg der Lagerhaltung in 

vielen staatlichen Unternehmen, ver­

stärkten sich die Anstrengungen der 

lokalen Verwaltungseinheiten, Unter­

nehmen mit geringen Wettbewerbs­

chancen durch administrative Bestim­

mungen gegenüber Produkten aus an­

deren Regionen zu schützen. Die Fol­

ge war die Errichtung von Marktzu­

trittsbeschränkungen zwischen einzel­

nen Provinzen und Gebieten und die 

Verschärfung des regionalen Protek­

tionismus23

Die Entwicklung der staatlichen Be­

triebe in den letzten Jahren ist alar­

mierend: über ein Drittel dieser Un­

ternehmen arbeitet mit Verlust. Nach 

vorläufigen Angaben des Staatlichen 

Statistikamtes zur wirtschaftlichen 

Entwicklung im Jahre 1990 überstiegen 

auch im letzten Jahr die Produktions­

kosten die geplanten Werte, die An­

zahl der Verlust-Unternehmen nahm 

zu und der Umfang der Verluste er­

höhte sich. Insgesamt gingen die Ge­

winne um 58% gegenüber dem Vor­

jahr zurück; die Umschlagsgeschwin­

digkeit des planmäßigen Umlaufkapi­

tals erhöhte sich von 109 Tagen im 

Jahre 1989 auf 127 Tage. Während die 

Arbeitsproduktivität in den staatlichen 

Unternehmen lediglich um 0,8% er­

höht werden konnte, stiegen die Löhne 

und Gehälter um 13%.24

Welche Lösungsvorschläge für diese 

Probleme bieten nun die als Richtli­

nien für die wirtschaftliche Entwick­

lung in den kommenden 10 Jahren gel­

tenden ZK-Vorschläge? Die Grund­

aussage zur Reform der Industriebe­

triebe in den ZK-Vorschlägen besteht 

einerseits in der Beibehaltung des 

Verantwortungssystems des Betriebs­

leiters und andererseits in der Schaf­

fung von Bedingungen zur Durchset­

zung autonomer Entscheidungsrechte. 

Unter der Überschrift "Die Stärkung 

der Vitalität der Industriebetriebe, ins­

besondere der mittleren und großen 

staatlichen Unternehmen, ist das zen­

trale Kettenglied der Vertiefung der 

Reform des Wirtschaftssystems" wird 

die wichtige Funktion der staatlichen 

Industriebetriebe für die Modernisie­

rung Chinas und für die Staatseinanh- 

men betont und insbesondere gefor­

dert, die externen Bedingungen für die 

Unternehmen zu verbessern, die 

Schlüsselrolle der Parteiorganisationen 

in den Unternehmen zu entfalten so­

wie am Verantwortungssystem des Be­

triebsleiters festzuhalten und dieses zu 

verbessern. Dabei werden folgende 

Punkte besonders hervorgehoben:
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1. Verbesserung und weitere Entwick­

lung des vertraglichen Verantwor­

tungssystems für die Bewirtschaf­

tung der Industriebetriebe. Wäh­

rend des 8.Fünfjahresplanes sollen 

die Vertragsmethoden stabilisiert 

und derzeit geltende verbessert 

werden; mit dem Beginn neuer 

Vertragsperioden ist eine rationale 

Anpassung der Grundlagen und des 

abzuführenden Anteils vorzuneh­

men sowie Vertragssysteme mit 

umfassenden Kennziffern zu reali­

sieren. Der Wertzuwachs und die 

Integrität des staatlichen Eigen­

tums sind zu schützen; die Funktion 

von Wettbewerbs- und Risikome­

chanismen sind weiter zu entfalten. 

Die versuchsweise Einführung des 

Systems der "Trennung von Gewinn 

und Steuern, Rückzahlung von 

Schulden nach Steuerzahlung und 

Abschluß von Verträgen nach 

Steuerzahlung" ist fortzusetzen und 

entsprechend den tatsächlichen 

Bedingungen und unter Berück­

sichtigung der unterschiedlichen Si­

tuation der Betriebe einzuführen.

2. Trennung von Verwaltungs- und

Industrieverantwortlichkeiten mit 

geeigneter Aufteilung des Eigen­

tums- und Bewirtschaftungsrechtes, 

damit der überwiegende Teil der 

staatlichen Industriebetriebe

schrittweise autonome und für Ge­

winn und Verlust selbst verantwort­

liche sozialistische Warenproduzen­

ten wird.

3. Weitere Verbesserung des Systems 

der Abschreibung und der Gewinn­

rücklagen der Unternehmen; zur 

Beschleunigung der technologi­

schen Umwandlung der Unter­

nehmen und Entwicklung neuer 

Produkte sind Schritte zur Bewer­

tung des festen Anlagevermögens 

zu ergreifen und die Abschrei­

bungsrate angemessen zu erhöhen.

4. Die Belastung der Unternehmen ist 

zu reduzieren; die Erhebung will­

kürlicher Abgaben außerhalb der 

gesetzlich festgelegten Steuern ist 

zu unterbinden.

5. Aktive Entwicklung von Unter­

nehmensgruppen. Konkrete Richt­

linien und Maßnahmen sind zur 

Förderung der Reorganisation, As­

soziierung und Zusammenführung 

von Unternehmen und zur Bildung 

rationaler Unternehmensstrukturen 

und konkurrenzfähiger regionen- 

und branchenübergreifender Un­

ternehmen zu bestimmen.

Die Reform des Systems der Un­

ternehmensführung und des Be­

wirtschaftungsmechanismus ist zu 

vertiefen und die Betriebsverwal­

tung zu stärken; Verbesserungen 

des Personalwesens, des Lohn- und 

Gewinnaufteilungssystems und des 

Finanz- und Buchführungssystems 

sind durchzuführen; Phänomene 

wie egalitäre Einkommensvertei­

lung und laxe Disziplin sind zu än­

dern.

Fortsetzung der versuchsweisen 

Einführung von Leasingsystemen 

und Kapitalbeteiligungsgesellschaf­

ten und anderen Reformen.

8. Stärkung der Verwaltung des staat­

lichen Eigentums. Landesweit soll 

die Klärung und Bewertung des 

staatlichen Vermögens durchge­

führt werden, um solche Probleme 

wie unklare Situation des staatli­

chen Eigentums, Chaos in der 

Verwaltung, Vergeudung und 

Brachliegen sowie widerrechtliche 

Inanspruchnahme und Verluste von 

Vermögenswerten zu lösen. Auf 

dieser Grundlage soll schrittweise 

ein der sozialistischen geplanten 

Warenwirtschaft entsprechendes

Verwaltungssystem des staatlichen 

Eigentums errichtet werden.

9. Während des 8.Fünijahresplanes 

soll in den Unternehmen der Erd­

ölindustrie, Petrochemie, Kohle­

bergbau, Stahlindustrie, NE-Indu­

strie und Eisenbahn sowie in ande­

ren Bereichen das Verantwortungs­

system mit der Abführung festge­

legter Gewinne und Steuern an den 

Staat weiter praktiziert werden.

Die meisten dieser Ausssagen zur Un­

ternehmensreform sind bereits in den 

ZK-Vorschlägen zum 7.Fünfjahresplan 

zu finden und stellen nur eine Fort­

schreibung der bereits bestehenden Si­

tuation dar. Auch vor fünf Jahre schon 

sollten "selbstständige, für Gewinn und 

Verlust eigenverantwortliche sozialisti­

sche Warenproduzenten und Manager" 

entstehen. Wie die bereits oben be­

schriebene Entwicklung jedoch zeigte, 

dominieren nach wie vor administrati­

ve Interventionen und die Übernahme 

der steigenden Verluste der staatlichen 

Betriebe. Während unter Wettbe­

werbsbedingungen Verluste für die 

Unternehmen zum Konkurs führen 

und Gewinne die Grundlage für ein 

weiteres Wachstum bilden, garantieren 

die von Kornai als "soft budget con- 

straints" bezeichneten Bedingungen 

den sozialistischen Unternehmen ein 

Überleben und ein weiteres Wachs­

tum, unabhängig von ihrer augenblick­

lichen oder zukünftigen finanziellen Si­

tuation. Daraus resultieren die für 

realsozialistische Wirtschaften charak­

teristischen Ressourcenknappheiten, 

da diese Unternehmen Ressourcen 

und Investitionen in Anspruch nehmen 

können, ohne ihre Kreditwürdigkeit zu 

beweisen oder auf Kosten und Preise 

reagieren zu müssen.25

Mit der "Stabilisierung" des vertragli­

chen Verantwortungssystems der Be­

triebsleiter, denen jedoch die kriti­

schen Entscheidungen für ein unab­

hängiges Management wie Marktein­

tritt und -austritt, Investitionen, Preise, 

Löhne und Output administrativ vor­

gegeben werden, wird letztlich nur ver­

sucht, die mit einer tatsächlichen Re­

form verbundene soziale Instabilität zu 

vermeiden. So würde die Einführung 

von Marktmechanismen sicherlich mit 

den wirtschaftlichen Interessen einer 

breiten Koalition konfligieren, die so­

wohl lokale Verwaltungskader und Be­

triebsleiter, aber auch die Beschäftig­

ten in den staatlichen Unternehmen 

umfaßt, deren Arbeitsplatzgarantie in 

Frage gestellt wäre.

Die Frage, ob nicht der langfristigen 

Stabilität - und damit dem Überleben 

des Systems des "Sozialismus mit chi­

nesischen Merkmalen" insgesamt Prio­

rität vor kurzfristigen Stabilitätsüberle­

gungen eingeräumt werden müßte, 

stellen inzwischen chinesische Wirt­

schaftswissenschaftler ganz offen. So 

weist Liu Guogang, Vizepräsident der 

Akademie der Sozialwissenschaften, 

darauf hin, daß zwar durch den Ver­

lustausgleich für ineffiziente [staatli­

che] LTnternehmen, die derart überle­

ben können, eine kurzfristige Stabilität 

gewonnen sei. Doch sobald die Markt­

nachfrage wieder zunehme und sich 

damit die Probleme der Unternehmen 

[deren Produkte nicht nachgefragt 

wurden] reduzierten, sei die Stabilität 

wieder gefährdet. Die unvermeidbare 

Folge sei eine neue Inflationsrunde 

und Überhitzung der Wirtschaft und 

damit Instabilität. Nur durch die Aus­

schaltung [den Konkurs] ineffizienter 

Unternehmen, die gegen die Interes­

sen vieler durchzusetzen sei, könne ei­

ne langfristige Stabilität erreicht wer­

den.26

Abgesehen von der für die Reform der 

staatlichen Unternehmen notwendigen 

Bedingungen wie funktionierende Gü~ 
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ter-, Kapital- und Arbeitsmärkte, Neu­

gestaltung des Steuersystems, ein sozi­

ales Sicherungssystem, etc. ist es letzt­

lich jedoch auch immer eine grundle­

gend politische Frage, inwieweit die 

Kommunistische Partei Chinas ihre 

materielle Basis - Einfluß auf die Indu­

striepolitik und die städtische Indu­

striearbeiterschaft - aufgeben will. Ein 

mehr an Markt bedeutet in diesem 

Sinne stets auch ein Verlust an Macht.

5 Konfligierende Interessen zwischen

Zentralregierung und Provinzen

Im Verlauf des Reformprozesses er­

hielten die einzelnen Provinzen größe­

re Entscheidungs- und Verfügungs­

rechte über ihre finanziellen Einnah­

men. So wurde den Provinzen das 

Recht über Finanzüberschüsse zuge­

standen, die den mit der Zentralregie­

rung abgestimmten Anteil überstiegen. 

Hierdurch entstand ein Anreiz für die 

Provinzen, ihre Finanzeinnahmen zu 

erhöhen. Dies geschah beispielsweise 

durch Investitionen außerhalb des 

Staatsplans, da damit verbundene Ge­

winne nicht an die Zentralregierung 

gehen mußten.27 Die Folge dieser 

Entwicklung war, daß der Anteil der 

Finanzeinnahmen der Zentralregie­

rung an den gesamten Finanzeinnah­

men von 1984 bis 1988 von 56,1% auf 

47,2% zurückging und an die Zentral­

regierung nur noch 40% der Devisen­

einahmen erhielt.28

Die Stärkung der ökonomischen 

Machtposition einiger Provinzen ge­

genüber der Zentrale war auch durch 

die Veränderung der regionalen Ent­

wicklungspolitik Anfang der 80er Jahre 

möglich, die regionale Entwicklungs­

unterschiede als unvermeidbar akzep­

tierte und die Küstenprovinzen ermu­

tigte, ihre komparativen Vorteile aus­

zunutzen. Unter Berücksichtigung ih­

rer jeweiligen komparativen Vorteile 

wurden den Provinzen/Regionen be­

stimmte Funktionen im Entwicklungs­

prozeß zugewiesen. Die Küstenprovin­

zen sollten zu Zentren der technologi­

schen Entwicklung werden, ihre tradi­

tionellen Industriezweige intensivieren 

und insbesondere ihren Konsumgüter­

bereich ausweiten. Die zentralen Re­

gionen sollten überwiegend Energie 

und Rohstoffe produzieren, ausgewähl­

te Industrieprodukte wie Maschinen 

und landwirtschaftliche Produkte. Die 

westlichen Regionen sollten sich auf 

die Entwicklung der Landwirtschaft, 

mit Betonung der Forstwirtschaft und

Viehzucht konzentrieren, das Trans­

portwesen entwickeln, Energie und 

mineralische Ressourcen erschließen 

und bestimmte Verarbeitungsindu­

strien gründen.

Die Küstenprovinzen erhielten Vor­

zugsrechte, um besser ausländisches 

Kapital und ausländische Technologien 

absorbieren können. Zur Unterstüt­

zung dieser Entwicklung wurden An­

fang der 80er Jahre vier Wirtschafts­

sonderzonen gegründet und die ehe­

mals zur Provinz Guangdong gehören­

de Insel Hainan erhielt Provinzstatus 

und wurde zur Wirtschaftssonderzone. 

Außerdem wurden 1984 in den Kü­

stenprovinzen 14 Städte zu sogenann­

ten "offenen Städten" erklärt, die ge­

genüber ausländischen Investitionen 

und Unternehmen besondere Rechte 

erhielten. Die Wirtschaftssonderzonen 

wurden zu Experimentierfeldern für 

viele Reformmaßnahmen wie Liberali­

sierung des Arbeits- und eingeschränkt 

des Kapitalmarktes, Konkursfähigkeit 

der Betriebe, etc. Aufgrund ihrer steu­

erlichen Vorteile und ihrer Nähe zum 

Wirtschaftszentrum Hongkong boten 

die Wirtschaftssonderzonen Investi­

tionsanreize für ausländische Unter­

nehmen. Bis Ende 1989 haben die Kü­

stenprovinzen 50,1% der gesamten 

ausländischen Investitionen anziehen 

können; der Anteil der Provinz 

Guangdong, in der drei Wirtschafts­

sonderzonen liegen, betrug 23,8% im 

Jahre 1989.29

Durch die stärkere Förderung der Kü­

stenprovinzen erhöhte sich auch ihr 

Anteil am industriellen Bruttoproduk­

tionswert. Während dieser Anteil als 

Folge der restributiven Politik von 

70% im Jahre 1952 auf 60% im Jahre 

1983 gesunken war, stieg dieser Anteil 

nun langsam wieder an und machte 

1989 bereits 62,2% aus. Hierbei ist zu 

berücksichtigen, daß zwischen 1952 bis 

1983 der Anteil der staatlichen Investi­

tionen in den Küstenprovinzen von 

72% auf 43% zurückgegangen war. 

Das bedeutet, daß die Küstenprovin­

zen trotz eines Rückgang der zentralen 

Investitionen in der Lage waren, auf­

grund ihrer komparativen Vorteile ef­

fizienter zu wirtschaften und aufgrund 

der relativ selbständigen Planungsmög­

lichkeiten diesen Vorteil auch nutzten. 

Bis 1985 erhöhte sich der Investitions­

anteil für die Küstenprovinzen wieder 

auf 52%. Auch im Bereich der Export­

erlöse konnten die Küstenprovinzen 

ihren Anteil schnell erhöhen, insbe­

sondere in den Wirtschaftssonderzo­

nen. Allein der Anteil Shenzhens an 

den gesamten Exporterlösen im Jahre 

1988 betrug rund ein Viertel.

Bei der stärkeren Förderung der Kü­

stenprovinzen war die Regierung von 

einem "trickle-down-Effekt" ausgegan­

gen, d.h. von der Verbreitung von 

Wachstümseffekten für die wirtschaft­

lich weniger entwickelten Provinzen. 

Allerdings hat sich in den letzten Jah­

ren gezeigt, daß die Küstenprovinzen, 

insbesondere Guangdong, Fujian und 

Jiangsu die übrigen Provinzen nach 

dem Muster der Zentrum-Peripherie- 

Beziehung im Bereich des Handels, 

der Produktion und der Marktbezie­

hungen durchdringen und dominieren. 

Eine Folge dieser Entwicklung waren 

zunehmende Auseinandersetzungen 

über Rohstofflieferungen und Preise 

zwischen den Küstenprovinzen und 

den übrigen Provinzen. Da die zentra­

len und westlichen Provinzen befürch­

teten, den Anschluß an die wirtschaft­

liche Entwicklung zu verlieren, richte­

ten sie eigene offene Wirtschaftszonen 

mit speziellen Vorteilen für ausländi­

sche Investoren ein. Weiterhin bauten 

sie gegenüber den anderen Provinzen 

regionale Marktbarrieren auf, um ihre 

eigene Industrie vor Konkurrenzpro­

dukten zu schützen.

Die Versuche der Zentralregierung, 

den "trickle-down-Effekt" über regio­

nale Wirtschaftskooperationen zu be­

schleunigen, sind jedoch gescheitert, da 

die Position der Zentralregierung zur 

Durchsetzung solcher Maßnahmen im 

Verlauf des Reformprozesses weiter 

geschwächt wurde. Dazu zählt, daß die 

Zentralregierung aufgrund des Bud­

getdefizits über weniger Mittel zur 

Umverteilung verfügt als in der Ver­

gangenheit. Andererseits konnten die 

Provinzen über einen zunehmenden 

Teil der lokal erwirtschafteten Gewin­

ne selbst verfügen, selbständige Inve­

stitionsentscheidungen treffen und 

damit unabhängiger von der Zentral­

regierung werden.30

Die im Zeitraum vor der ZK-Tagung 

zu beobachtende Diskussion über die 

Inhalte des 8.Fünfjahresplanes wiesen 

einerseits auf die Absicht der Zentral­

regierung hin, wieder einen erneuten 

Zugriff auf die Finanzmittel der Pro­

vinzen zu erhalten und andererseits auf 

den Widerstand der Provinzen, ihre 

ökonomische Machtposition aufzuge­

ben. Ein Beispiel hierfür bietet die
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Provinz Guangdong, die bei einem 

stärkeren Zugriff der Zentralregierung 

auf die Finanzeinnahmen am stärksten 

betroffen wäre. So soll diese Provinz 

inzwischen jährlich über 10 Mrd. Yuan 

selbst verfügen können und nur 2 Mrd. 

Yuan an die Zentralregierung abfüh­

ren müssen.31

Die Diskussion um den Fünf jahresplan 

gibt auch einen Hinweis auf die unter­

schiedliche Interessenlage der einzel­

nen Provinzen, wobei die zentralen 

und westlichen Provinzen bemüht sind, 

die Bevorzugung der Küstenprovinzen 

zu begrenzen bzw. mit diesen gleichge­

stellt zu werden.

Wird davon ausgegangen, daß die ZK- 

Vorschläge das Ergebnis von Ver­

handlungsprozessen zwischen Vertre­

tern unterschiedlicher Interessengrup­

pen sind, dann wird offensichtlich, daß 

die Provinzen sich mit ihrer Forderung 

der Beibehaltung des lokalen Finanz- 

Verantwortungssystems (difang cai- 

zheng baogan tizhi) durchsetzen konn­

ten. Allerdings mußten sie insoweit ein 

Zugeständnis machen, als "versuchs­

weise" ein System der Aufteilung der 

Steuereinnahmen zwischen Zentralre­

gierung und Provinzen praktiziert und 

die an die Zentalregierung abzulie­

fernden Steuern erhöht werden sollen. 

Hierzu heißt es in den ZK-Vorschlä­

gen unter der Überschrift "Reform des 

Finanz- und Steuersystems, Aufbau ei­

nes stabilen und vereinheitlichten Fi­

nanz- und Steuersystems":

Das derzeitige System der finanziel­

len Verantwortung führte zwar zur 

Mobilisierung der Initiative aller 

Regionen in der Finanzverwaltung, 

jedoch auch zu einigen Mißständen. 

Unter der Voraussetzung der Klä­

rung der Zuständigkeiten zwischen 

.Zentralregierung und Provinzen bil­

det das System der Steueraufteilung 

die Hauptrichtung der Reform. Im 

Zeitraum des 8.Fünfjahresplanes soll 

das finanzielle Verantwortungssy­

stem stabilisiert und verbessert wer­

den; gleichzeitig soll das System der 

Steueraufteilung [zwischen Zentral­

regierung und Provinzen] versuchs­

weise durchgeführt werden. Um 

Projekte von gesamtwirtschaftlicher 

Bedeutung durchführen zu können, 

die die einzelnen Regionen nur 

schwer selbst zu realisieren in der 

Lage sind, müssen die Finanzein­

nahmen entsprechend konzentriert 

werden. Der Anteil der Finanzein­

nahmen am Nationaleinkommen 

und der Anteil der Zentralregierung 

an den gesamten Finanzeinnahmen 

soll erhöht werden.

Die Erhöhung des Anteils der Finanz­

einnahmen der Zentralregierung, der 

von ehemals 30% am Bruttosozialpro­

dukt auf nunmehr 18% zurückgegan­

gen sein soll, wird als notwendige Vor­

aussetzung für die Durchsetzung der in 

den ZK-Vorschlägen vorgegebenen 

wirtschaftlichen Reformziele betrach­

tet.32

In der Frage, ob gegenüber den Kü­

stenprovinzen weiterhin eine präferen- 

tielle Politik verfolgt werden soll, se­

hen die ZK-Vorschläge eine Fortfüh­

rung der bisherigen Entwicklungsstra­

tegie vor; allerdings wird mit einer wei­

teren Öffnung der Inlandregionen für 

ausländische Investitionen zu rechnen 

sein. Ein Zugeständnis an die Inland- 

Provinzen wird auch insoweit gemacht, 

als die Küstenprovinzen "stärker die 

gesamtwirtschaftliche Entwicklung be­

rücksichtigen" sollen. Insgesamt soll 

"die Regionalpolitik das Ziel verfolgen, 

starke Einkommensunterschiede und 

damit verbundene neue wirtschaftliche 

und soziale Probleme zu vermeiden". 

Unklar ist, ob dies lediglich verbale 

Forderungen bleiben oder sich in kon­

krete restriktive wirtschaftspolitische 

Maßnahmen gegenüber den Küsten­

provinzen umsetzen wird.

6 Schlußbetrachtung

Bereits zu Beginn 1990 lag ein Entwurf 

der ZK-Vor Schläge zum 10-Jahrespro­

gramm und S.Fünfjahresplan vor, der 

jedoch nicht die Zustimmung vieler 

Provinzen und Städte fand. Der Ent­

wurf soll insbesondere die Reform­

maßnahmen der letzten Jahre wie das 

Verantwortlichkeitssystem der Be­

triebsleiter, die dezentrale Finanzhoh- 

heit der Provinzen sowie eine Auswei­

tung marktorientierter Reformen in 

Frage gestellt haben.33 Vor dem Hin­

tergrund unterschiedlicher Interessen 

über das Tempo und die Inhalte der 

Reform ist der nunmehr vorgelegte 

Entwurf der ZK-Vor Schläge als ein 

Kompromiß zu verstehen.

Die ZK-Vorschläge umfassen ein brei­

tes Spektrum politischer Ziele und 

wirtschaftspolitischer Vorstellungen, 

die jedoch oftmals widersprüchlich und 

unklar bleiben und damit auf tiefgrei­

fende Meinungsunterschiede und kon- 

fligierende Interessen innerhalb der 

Partei hinweisen.

Dies betrifft insbesondere die Ausfüh­

rungen über "Richtung, Aufgaben und 

Maßnahmen zur Vertiefung der Re­

form des Wirtschaftssystems". So er­

scheint die "Entfaltung der Funktion 

des Marktes im Rahmen der staatli­

chen Planung" auf die weitere Ver­

wendung der Vogelkäfig-Theorie von 

Chen Yun hinzudeuten. Hierbei stellt 

die staatliche Planung den Käfig dar, in 

dem der Vogel "Marktwirtschaft" sich 

bewegen kann. Allerdings wird dabei 

nicht klar, wie groß dieser Käfig ist 

bzw. in welchem Umfang der Markt 

tatsächlich als Koordinationsmecha­

nismus eingesetzt werden soll. Auch 

zur Gestaltung der Reform der staatli­

chen Industriebetriebe, die aufgrund 

ihrer niedrigen Effizienz und steigen­

den Verluste die gesamtwirtschaftliche 

Entwicklung deutlich behindern, fehlen 

eindeutige Reformvorschläge. Im Hin­

blick auf die Preisreform bleibt offen, 

wie eine Anpassung der Preise erfol­

gen soll, die gleichzeitig alle Interessen 

berücksichtigt will. Letztlich 'wird auch 

nicht deutlich, in welchem Ausmaß die 

Zentralregierung wieder einen stärke­

ren Zugriff auf die finanziellen Ein­

nahmen der Lokalregierungen haben 

wird, wenn neben dem bestehenden 

System der dezentralen Finanzhohheit 

"gleichzeitig versuchsweise" die Auftei­

lung der Steuereinnahmen praktiziert 

werden soll.

Die Diskussion über den konkreten 

Inhalt des nächsten Fünfjahresplanes 

geht 'weiter und damit das "Verhan­

deln" über wirtschaftliche Machtposi­

tionen unterschiedlicher Interessenver­

treter. Inwieweit der bis April dieses 

Jahres als neuer Kompromiß ausge­

handelte Plan dann tatsächlich noch 

eine Richtlinie für die wirtschaftliche 

Entwicklung sein wird, hängt nicht nur 

von ökonomischen Bedingungen, son­

dern auch von der personellen Zu­

sammensetzung der chinesischen Par­

teiführung ab.
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